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A. Bericht des Abgeordneten Kahn-Ackermann: 


Mit den in der 22. Plenarsitzung des Deutschen 
Bundestages vom 2. April 1954 überwiesenen An- 
trägen der Fraktion der CDU/CSU — Drucksachen 
349, 380, 381 — befaßte sich der Ausschuß für Fra- 
gen der Presse, des Rundfunks und des Films in 
zwölf Sitzungen. Diese Anträge beabsichtigen eine 
Korrektur der bisherigen Filmpolitik der Bundes- 
regierung, wie sie durch die Übernahme einer 
Haftung des Bundes für Kredite für die Fiim- 
produktion in der Höhe von 60 Mio DM auf Grund 
des Zweiten Gesetzes für Sicherheitsleistungen 
und Gewährleistungen zur Förderung der deut- 
schen Wirtschaft vom 9. Juni 1953 (BGBl. I S. 380) 
seit 1953 eingeleitet wurde. Dieser Hilfsaktion für 
die deutsche Filmwirtschaft war in den Jahren 

1950 bis 1953 die sogenannte erste Bürgschafts- 
aktion vorausgegangen, die sich auf das Gesetz zur 
Förderung der deutschen Wirtschaft vom 21. Juli 

1951 (BGBl. I S. 471) gestützt hatte. Innerhalb 


dieser ersten Bürgschaftsaktion waren insgesamt 
Produktionskredite für 82 Spielfilme und 11 Kul- 
turfilme verbürgt worden und zwar bei den vSpiel- 
filmen jeweils die letzten 35 v. H. des Produktions- 
kredits. 

Bei der Erörterung der von den Regierungsver- 
tretern vorgelegten Berichte über diese erste Btm- 
desbürgschaftsaktion v/ar sich der Ausschuß dar- 
über einig, daß diese Aktion die auf einem Tief- 
punkt angelangte deutsche Filmwirtschaft drei 
Jahre recht und schlecht am Leben erhalten hat, 
daß aber weder eine Gesundung der strukturellen 
Mängel der deutschen Filmwirtschaft angebahnt, 
noch eine Anhebung des künstlerischen Niveaus 
der deutschen Filmproduktion erreicht werden 
konnte. Das materielle Ergebnis blieb unbefrie- 
digend. Für rund 9,5 Mio DM von den 20 Mio DM 
der ersten Aktion mußte der Bund in Anspruch ge- 
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nommen werden. Die zweite, 1953 eingeleitete 
Stützungsaktion verfügte über einen Bürgschafts- 
plafond von 60 Mio DM. Mit dieser Summe sind 
bisher 52 Filme verbürgt worden. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mittler- 
weile zugestimmt, daß aus den inzwischen frei 
gewordenen Sicherheitsleistungen weitere Film- 
vorhaben verbürgt werden. Jedoch sollen die neu 
zu übernehmenden Bürgschaften die Summe von 
15 Mio DM nicht übersteigen, auch wenn vor dem 
Ablauf der Bürgschaftsaktion die Summe der frei 
gewordenen Sicherheitsleistungen größer sein 
sollte. Die Summe der freigespielten Sicherheits- 
leistungen betrug am 31. Dezember 1954 12,5 Mio 
DM. Uber den Erfolg der zweiten Bürgschafts- 
aktion, insbesondere über die möglicherweise für 
den Bund eintretenden Verluste, vermochten die 
Vertreter der Bundesregierung und der Bürg- 
schaftsgcsellschaft für Filmkredite mbH keine 
schlüssigen Beurteilungsgrundlagen vorzulegen. 

Unzweifelhaft wies die technische Durchführung 
der zweiten Bürgschaftsaktion gegenüber der 
ersten Vorteile auf, wie sich aus Folgendem er- 
gibt: 

1. Die Durchführung lag bei der 1952 gegründeten 
Bürgschaftsgesellschaft, die im Prinzip eine be- 
merkenswert sorgfältige Prüfung der Antrag- 
steller und ihrer Produktionsvorhaben vorge- 
nommen hat. 

2. Während der zweiten Bürgschaftsaktion wurden 
statt Einzelfilmen nur noch Staffeln von vier 
oder mehr Filmen verbürgt. Da Überschüsse aus 
einer Staffel gegen die aus anderen Filmen der 
Staffel möglicherweise entstehenden Verluste 
aufgerechnet wurden, wurde das Risiko des 
Bundes und damit die zu erwartenden Verluste 
für die öffentliche Hand geringer. 

3. Die Bürgschaftsgesellschaft bemühte sich bei 
den von ihr verbürgten Produktionsvorhaben 
um ständige Überarbeitung und Verbesserung 
der Drehbücher. 

Der Ausschuß anerkannte, daß insbesondere 
während der letzten beiden Jahre der Bürgschafts- 
aktion eine bescheidene Niveausteigerung der 
deutschen Filmproduktion festzustellen war. In- 
wieweit das dem Wirken der Bürgschaftsgesell- 
schaft zuzuschreiben ist, kann allerdings nicht 
schlüssig festgestellt werden. Nach Anhören häu- 
fig divergierender Meinungen von Vertretern des 
Wirtschafts- und des Innenministeriums hinsicht- 
lich der Möglichkeit, mit Hilfe der Bundesbürg- 
schaften eine merkliche Qualitätssteigerung der 
deutschen Filmproduktion zu erzielen, kam der 
Ausschuß jedoch zu dem Schluß, daß eine Stei- 
gerung der Qualität mit den bisherigen Mitteln 
staatlicher Wirtschaftshilfe für die Filmproduktion 
nur unzureichend gefördert werden kann. 

Vom Anliegen der drei hier behandelten An- 
träge her mußte festgestellt werden, daß auch die 


zweite Bürgschaftsaktion nicht zu der ursprüng- 
lich angestrebten strukturellen Gesundung der 
deutschen Film Wirtschaft geführt hat, obwohl Um- 
sätze und Produktionsvolumen ständig gestiegen 
sind. So ist z. B. der Umsatz an den Kinokassen 
seit 1950 Jahr für Jahr um rund 80 Mio DM ge- 
stiegen. Bereits 1953 stand die Bundesrepublik 
mit einem Umsatz an den Kinokassen von 682 Mio 
DM an zweiter Stelle unter den Filmländern 
Europas. Für das Jahr 1954 kann nach den bis- 
herigen Angaben mit einer ähnlichen Zuwachs- 
rate und einem Gesamtumsatz gerechnet werden, 
der bei 750 Mio DM liegen dürfte. 

Die Bürgschaftsaktion hat durch die für den Staat 
risikoausgleichenden Staffelbürgschaften in erster 
Linie eine gewisse Konzentration auf dem Ver- 
leihsektor herbeigeführt. Damit sind eine Reihe 
von Wirkungen verbunden gewesen, darunter 
auch ein gewisser Mangel an Wagemut bei den 
Verleihern, interessante Stoffe zu produzieren 
oder künstlerische Experimente zu machen, wenn 
diese von vornherein kein gutes Geschäft ver- 
sprachen. Der Verlust aus einem solchen Film 
hätte mögliche Gewinne aus dem Rest der Staffel 
aufgezehrt. Theoretisch hatte und hat die Bürg- 
schaftsgesellschaft zwar die Möglichkeit, solche 
Produktionsvorhaben von der Regreßpflicht aus- 
zunehmen. Es muß aber festgestellt werden, daß 
bei der dominierenden Position der Verleiher und 
ihren überwiegend nach dem sicheren Geschäft hin 
ausgerichteten Interessen solche Filmvorhaben 
gar nicht erst zur Verbürgung vorgeschlagen wur- 
den, so daß der für diese Fälle vorgesehene § 31 
der Bürgschaftsrichtlinien bisher keine Anwendung 
fand. 

Schließlich hatte der Ausschuß die Frage zu 
prüfen, ob die nicht zuletzt dank der Bürgschafts- 
hilfe ständig steigende Produktion deutscher Spiel- 
filme angesichts der immer noch relativ beschei- 
denen Exportmöglichkeiten auf dem Markt der 
Bundesrepublik überhaupt noch wirtschaftlich aus- 
gewertet werden kann. Die Vertreter der Bürg- 
schaftsgesellschaft waren der Ansicht, bei dem 
großen Angebot an ausländischen Spielfilmen ver- 
dränge jeder deutsche Film einen ausländischen 
vom Markt, die Bundesrepublik könne ohne Scha- 
den 130 Filme im Jahr produzieren. Die Mehrzahl 
der Mitglieder des Ausschusses vermochte sich 
dieser Ansicht jedoch nicht anzuschließen, beson- 
ders nachdem klar geworden war, daß eine noch 
rentable Auswertung eines nicht übermäßig zug- 
kräftigen Schwarz- Weißfilms in den dazu heute 
notwendigen 2 500 Spielterminen in der Regel nur 
großen Verleihfirmen möglich ist. Ein abschlie- 
ßendes Urteil über diese für die deutsche Film- 
wirtschaft außerordentlich wichtige Frage wird 
erst gegen Ende der Spielsaison 1954/55, also im 
Juni 1955, möglich sein. Man wird dann feststel- 
len können, ob ein übergroßes Angebot an deut- 
schen Filmen die Abspielbasis und die Auswer- 
tungsmöglichkeit der deutschen Produktion nicht 
geschmälert hat. 
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In Anbetracht all dieser Feststellungen sprach 
sich der Ausschuß gegen einen sofortigen Abbruch 
der Bürgschaftsaktion aus. Er empfiehlt aber 
übereinstimmend, die Bürgschaftsaktion spätestens 
bis zum 31. Dezember 1955 auslaufen zu lassen, 
sie also in der bisherigen Form nicht zu verlän- 
gern oder zu erneuern, da von einer Hilfe in der 
bisherigen Form weder eine fühlbare Qualitäts- 
steigerung der deutschen Filmproduktion noch eine 
Behebung jener strukturellen Mängel zu erwarten 
ist, die sich nach den Unterlagen, die dem Aus- 
schuß Vorlagen, darin äußern, daß im Durch- 
schnitt bisher nur 80 v. H. der für die Filmpro- 
duktion aufgewandten Kosten erwirtschaftet wer- 
den konnten. Obwohl sich der Ausschuß darüber 
klar war, daß die gegenwärtige Bürgschaftsaktion 
in erster Linie eine nach wirtschaftlichen Gesichts- 
punkten ausgerichtete Hilfsmaßnahme ist, empfiehlt 
er, die unter Abschnitt I des Ausschußantrags 
aufgeführten Empfehlungen anzunehmen. Sic 
gehen davon aus, daß der Film nicht nur eine kom- 
merzielle, sondern auch eine kulturelle und geistige 
Seite hat, die nicht übersehen werden darf. Ab- 
schnitt I Ziffer 2 des Antrags bezieht sich auf 
die Anwendung bisher zu wenig ausgeschöpfter 
Möglichkeiten, bei den für das dritte Jahr noch zu 
vergebenden Bürgschaften für Produktionsvor- 
haben verstärkt künstlerische und kulturell wert- 
volle oder sonst hochstehende und außergewöhn- 
liche Filmvorhaben zu fördern, auch wenn infolge 
der Thematik der wirtschaftliche Erfolg der Filme 
nicht von vornherein hundertprozentig gesichert er- 
scheint. Eine solche Einstellung erschien insofern 
wohl vertretbar, als es sich zuweilen gezeigt hat, 
daß solche Filme, deren Herstellung ein gewisses 
Wagnis einschloß, später gute Kassenerfolge 
hatten. 

Zu Abschnitt I Ziffer 3 des Ausschußantrags 
hatte der 10. Ausschuß zunächst folgende Fassung 
gutgeheißen; 

„3. Die Grundsätze der Freiwilligen Selbstkon- 
trolle der Filmwirtschaft (FSK) zu A II 1, die 
auf den Artikeln 5, 6 und 18 des Grundgesetzes 
basieren, ausdrücklich zum Bestandteil der 
Bürgschaftsrichtlinien erklärt werden;“ 

Der mitberatende Ausschuß für Wirtschaftspolitik 
hat dagegen die in den nachstehenden Ausschuß- 
antrag aufgenommene Fassung vorgeschlagen. 

Der 10. Ausschuß hat nach einer nochmaligen 
Beratung den Änderungsvorschlag des Ausschus- 
ses für Wirtschaftspolitik übernommen, nachdem 
der Vertreter des Bundesministeriums des Innern 
erklärt hatte, daß die verfassungsrechtliche Aus- 
wirkung der vom Ausschuß für Wirtschaftspolitik 
gewählten Fassung dieselbe sei wie bei der vom 
10. Ausschuß ursprünglich vorgeschlagenen Fas- 
sung. 

II. 

Die Herstellung von Kulturfilmen in Deutsch- 
land hat, wie die Produktionsziffern zeigen, rein 
zahlenmäßig auch in den letzten Jahren einen 


unverkennbaren Aufschwung genommen. Trotz- 
dem mußte der Ausschuß nach sorgfältiger Prü- 
fung der Sachlage feststellen, daß die allgemeine 
Situation des deutschen Kulturfilms unbefriedi- 
gend ist. Jedenfalls ist eine bemerkenswerte Quali- 
tätsminderung des früher international anerkann- 
ten deutschen Kulturfilms festzustellen. 

Eine materiell befriedigende Abspielbasis und 
Auswertungsmöglichkeit ist für Kulturfilme in 
der Bundesrepublik auf dem normalen Filmmarkt 
seit 1945 nicht erreicht worden, 

a) weil die Steuerermäßigung für Kulturfilme zu 
gering ist und 

b) selbst diese Steuerermäßigung noch immer nicht 
in allen Bundesländern gewährt wird. Häufig 
übersteigen die Einnahmen an Werbefilmen 
die durch die gegenwärtige Steuerermäßigung 
erzielte Einsparung, wenn in derselben Zeit 
ein prädikatisierter Kulturfilm gezeigt wurde; 

c) weil das Interesse der marktbeherrschenden 
Verleihfirmen an einer guten und gesunden 
Kulturfilmproduktion nicht ausreichend ist. 

Angesichts der bedeutenden Rolle, die der Kul- 
turfilm in dem Filmschaffen eines jeden Landes 
spielt, in dem er zugleidi Experimentierfeld und 
Nachwuchsreservoir für Regisseure, Kameraleute, 
Techniker und Produzenten ist, kann die Initiative 
zur Förderung des Kulturfilms nicht allein den 
Werbebedürfnissen der privaten Industrie über- 
lassen werden. Fast alle großen Filmländer haben 
längst die Konsequenz gezogen und subventio- 
nieren den Kulturfilm mit nicht unbeträchtlichen 
Mitteln. Die Gewährung solcher Subventionen ist 
in der Bundesrepublik über Ansätze nicht hinaus- 
gekommen. Der Ausschuß hält sie jedoch über- 
einstimmend für notwendig. Er mußte feststellen, 
daß das bisherige Bürgschaftsverfahren zwar in 
der Theorie Bürgschaften für Produktionskredite 
zur Herstellung von Kulturfilmen vorgesehen hat. 
In der Praxis jedoch werden sie in kaum einem 
Falle in Anspruch genommen, weil es den Ver- 
leihern möglich war, zu billigsten Preisen, die 
häufig unter den Gestehungskosten lagen, Kultur- 
filme aus jenem Angebot unabhängiger Kultur- 
filmhersteller als Beiprogramm zu erwerben, die 
infolge der geringen Auswertungsmöglichkeiten 
für Kulturfilme ihre Produktion nicht vermieten 
konnten. 

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewie- 
sen, daß das mangelnde Niveau im deutschen Kul- 
turfilmschaffen nicht zuletzt auf die Praxis der 
Filmbewertungsstelle der Länder zurückzuführen 
ist, die sehr vielen Kulturfilmen das Prädikat 
„wertvoll“ verlieh, weil dieses Prädikat für die 
Kulturfilmproduzenten die einzige Möglichkeit 
war, ihre Filme in den Bundesländern zur Auf- 
führung zu bringen, die für prädikatisierte Filme 
Steuerermäßigung gewähren. Der Ausschuß war 
der Meinung, daß die Bundesregierung mit Hilfe 
der Bürgschaftsgesellschaft auch für den Zeitraum 
der auslaufenden Bürgschaften jeden Versuch un- 
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ternehmen sollte, die Sache des Kulturfilms zu 
fördern. Er sieht in den Empfehlungen, die in die- 
sem Antrag unter Abschnitt I Ziffern 3 bis 5 an- 
geführt sind, einen brauchbaren Weg dazu. 

Einen Weg zur direkten Subventionierung des 
Kulturfilms in Verbindung mit einem starken An- 
reiz zur Leistungssteigerung sah der Ausschuß 
nach eingehenden Beratungen in den unter Ab- 
schnitt II Ziffern 1 bis 3 des Antrags enthaltenen 
Vorschlägen über die Prämiierung von deutschen 
Spiel- und Kulturfilmen. 

Diese Vorschläge verfolgen als Ganzes mehrere 
Absichten. Sie wollen das Prinzip der Leistungs- 
präniiierung in die staatlichen Filmförderungs- 
maßnahmen einführen, an Stelle des bisherigen 
unvollkommenen Systems der wirtschaftlichen 
Förderung von Filmvorhaben während eines Sta- 
diums, in dem niemand sagen kann, ob das Er- 
gebnis gut oder schlecht sein wird. Mit diesen 
Maßnahmen ist ferner beabsichtigt, eine wenn 
auch bescheidene Stärkung der materiellen Basis 
der Produzenten gegenüber dem Verleih anzu- 
bahnen vgl. Abschnitt II Ziffer 5 des Antrags. Sie 
erschien dem Ausschuß notwendig, um Initiative 
und künstlerischen Wagemut, die allein zu einer 
Niveausteigerung der deutschen Filmproduktion 
führen können, auf einer Ebene zu fördern, die 
einer solchen Initiative eher zugänglich ist als der 
Verleihsektor, wo die Entscheidungen zwangs- 
läufig überwiegend von kommerziellen Erwägun- 
gen bestimmt sind. 

Der Ausschuß war sich darüber klar, daß die 
insbesondere unter Abschnitt II Ziffer 2 für Spiel- 
filme vorgeschlagenen Prämiensätze vielen zu- 
nächst als sehr hoch erscheinen müssen. Sie tragen 
aber den Eigenheiten der deutschen Filmwirtschaft 
im besonderen Rechnung. 50 000 DM bzw. 
100 000 DM stellen rund ein Zwanzigstel bzw. ein 
Zehntel der Gesamtproduktionskosten eines deut- 
schen Films dar, jenes deutschen Durchschnittfilms, 
der trotz aller Förderungsmaßnahmen auch im 
Jahre 1953 seine Herstellungskosten infolge ver- 
schiedener ungelöster Probleme auf dem deutschen 
Fd m markt nicht erwirtschaften konnte. Die Prämien 
mußten demnach hoch genug angesetzt werden, 
um angesichts vielleicht nicht ausreichender Ein- 
spielergebnisse auch zur Verfilmung von Themen 
anzureizen, deren Aufnahme beim breiten Publi- 
kum von vornherein ungewiß ist. Geringer be- 
messene Prämien würden ihre Aufgabe, fühlbarer 
Anreiz zu einer Niveausteigerung des deutschen 
Film.s zu sein, nicht erfüllen und das ganze Prä- 
miensystem nutzlos machen. Trotz mancher Be- 
denken entschloß sich der Ausschuß, die Prämi- 
ierung fest mit der Prädikatisierung durch die 
Filmbewertungsstelle der Länder zu verbinden. Da 
diese Stelle durch die Verleihung von Prädikaten 
chnehm. in emer Re^he von Bundesländern Steuer- 
vergünstigungen gewährt, erschien es sinnvoll, 
auch die Entscheidung über andere materielle Zu- 
wendungen für künstlerisch wertvolle Filme bei 
diesem Gremium zu belassen. Allerdings kam in 


den Beratungen des Ausschusses zum Ausdruck, 
daß es wünschensv/ert wäre, wenn in die Film- 
bewertungsstelle der Länder auch ein Vertreter 
der Bundesregierung entsandt werden könnte. 
Ferner wurden gewisse Bedenken gegen die bis- 
herige Praxis der Filmbewertungsstelle geltend 
gemacht. Das Grundgesetz legt, wie die Erfahrung 
gezeigt hat, eine für die Entwicklung und Gesun- 
dung der deutschen Filmindustrie nicht immer 
glückliche Kompetenzverteilung in den sie betref- 
fenden Fragen zwischen Bund und Ländern fest. 
Um so notwendiger erscheint es jetzt, wenigstens 
die den guten Film fördernden Maßnahmen 
zwischen Bund und Ländern zu koordinieren. Der 
Ausschuß war der Meinung, daß zur Klärung 
dieser Fragen möglichst rasch Beratungen zwischen 
den Beauftragten der Bundesregierung und denen 
der Länder stattfinden sollen. 

Bei Annahme des vorliegenden Antrags würde 
die Filmbewertungsstelle der Länder ihre Ent- 
scheidungen unter einer ganz besonderen Verant- 
wortlichkeit zu fällen haben, einer Verantwort- 
lichkeit, die nach Meinung des Ausschusses be- 
dingt, daß der Prädikatisierungsausschuß jeweils 
mit Personen besetzt ist, die über ein durch lange 
Erfahrungen und regelmäßigen Filmbesuch ge- 
schärftes Urteilsvermögen verfügen. Besonders 
wird die Filmbewertungsstelle künftig bei der 
Vergabe des Prädikats „wertvoll“ an Kulturfilme 
sehr viel strengere Maßstäbe anlegen müssen (Ab- 
schnitt II Ziffer 4). Sie wird von der bisherigen 
Praxis, dieses Prädikat an jeden einigermaßen 
passablen Kulturfilm zu vergeben, damit er über- 
haupt vermietet werden kann, zugunsten einer 
sachlichen Beurteilung abgehen müssen. Der 
Prämienfonds selbst soll jedoch, um eine Zersplit- 
terung der verwaltungstechnischen Aufgaben bei 
der Förderung des kulturell und künstlerisch wert- 
vollen Films zu vermeiden, vom Bundesinnen- 
ministerium verwaltet werden. 

Im Rahmen der im vorliegenden Antrag ver- 
langten Erhöhung des Titels 635 von 14 400 DM 
auf 2,5 Mio DM sind für die Prämierung von 
deutschen Spiel- und Kulturfilmen 1,5 Mio DM 
v orgesehen. Dieser Betrag ist auf Grund der 
durchschnittlichen Zahl von prädikatisierten Fil- 
men in den letzten drei Jahren errechnet worden. 
Er wird für den vorgesehenen Zweck nicht nur 
nach den bisherigen Erfahrungen ausreichen, son- 
dern auch deshalb, weil sich das Haushaltsjahr 
mit der jeweiligen Spielsaison und den dafür an- 
fallenden möglichen Prädikaten überschneidet. Um 
aber auch den theoretischen Einwand auszuschlie- 
ßen, es könnten ja doch vielleicht mehr Prädikate 
erteilt werden, als Prämien zur Verfügung stehen, 
und dadurch Rechtsansprüche entstehen, für die 
keine Haushaltsmittel' vorhanden sind, hat der 
Ausschuß unter Ziffer 7 des Abschnitts II dieses 
Antrages die Bundesregierung ersucht, durch das 
die Mittel bewirtschaftende Ministerium eine Ver- 
ordnung zu erlassen, die eine Quotierung der für 
die Prämiierung vorgesehenen 1,5 Mio DM zu- 
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läßt. Damit aber die ursprüngliche Absicht einer 
nachdrücklichen materiellen Förderung des guten 
Films erhalten bleibt, soll ein angemessener Teil 
der Prämie sofort an den Produzenten ausgezahlt 
werden. Der Ausschuß empfiehlt, Sofortzahlungen 
in der Hohe von 60 bis 75 v. H. der Prämie zu 
leisten. 

Unter der Ziffer 6 des Abschnittes I des vor- 
liegenden interfraktionellen Antrags ist auf einige 
weitere Aufgaben der Filmförderung aus staat- 
lichen Mitteln hingewiesen. Darunter fällt die 
Finanzierung der Berliner Filmfestspiele, die ganz 
erhebliche Mittel beansprucht. Diese Kosten wur- 
den bisher durch Inanspruchnahme von Titeln be- 
stritten, die für andere Aufgaben bewilligt waren. 
Weiter hält der Ausschuß eine Förderung der Ar- 
beit der Filmclubs und der wenigen filmwissen- 
schaftlichen Institute, wo immer notwendig, für 
geboten. Außerdem erscheint ihm die Förderung 
jener Filmüienste wichtig, weiche die Aufführung 
von Filmen für Volkserziehung und Unterricht be- 
treiben. Die Filmclubs haben in den vergangenen 
Jahren in der Bundesrepublik geschmackbiidende 
Pionierarbeit geleistet und sie haben dazu bei- 
getragen, daß selbst außergewöhnlich anspruchs- 
volle Filme ein immer breiteres Publikum in der 
Bundesrepublik finden und heute in Nachtvorstel- 
lungen und in besonderen Filmkunsttheatern wirt- 
schaftlich ausgewertet werden können. Diese Be- 
strebungen verdienen jede Förderung durch die 
Bundesregierung. Das gleiche gilt für die film- 
wissenschaftlichen Institute. So lange die Film- 
wirtschaft selbst oder andere interessierte private 
Organisationen nicht in der Lage sind, die Mittel 
für die hier zum Teil aus der technischen, künst- 
lerischen und wirtschaftlichen Weiterentwicklung 
des Films neu entstandenen und noch immer ent- 
stehenden Aufgaben aufzubringen, muß der Staat 
im Interesse des guten Films helfen. 

Ferner sei darauf hingewiesen, daß der Aus- 
schuß vorübergehend eine staatliche Förderung 
von Drehbuchautoren für nötig hält. Die allge- 
meinen Klagen über den Mangel an guten und 
aktuellen Stoffen in der deutschen Filmindustrie 
haben ihre Ursache auch in der unzulänglichen 
wirtschaftlichen Struktur dieser Industrie. Auf der 
einen Seite verhindert der übergroße, von kom- 
merziellen Rücksichten geleitete Einfluß des Ver- 
leihs im deutschen Film häufig die Entwicklung 
von Filmstoffen, deren Realisierung eine unter- 
schiedliche Aufnahme beim Filmpublikum be- 
fürchten läßt. Zudem gibt es in Deutschland heute 
leider nur wenige Produzenteru und Verleiher, 
die unabhängig und mutig genug sind, einen mög- 
licherweise Kontroversen auslösenden Stoff zu 
verfilmen. Auf der anderen Seite verfügt kaum 
eines der Unternehmen des deutschen Films über 
ausreichendes Kapital, um junge Talente lange 
genug zu fördern und nicht schon bewährte Dreh- 
buchautoren ä fonds perdu zu beschäftigen. Ja, 
meistens sind sogar die Mittel zu gering, um Dreh- 
bücher ausreichend entwid^eln, überarbeiten und 
schließlich ausreifen zu lassen. Da aber gerade 


gute Drehbücher die Grundlage für die ange- 
strebte Niveausteigerung des deutschen Films 
sind, sollte nach Meinung des Ausschusses gerade 
auf eine Förderung von talentierten Autoren 
größter Wert gelegt werden. 

Die Gesamtsumme von 2,5 Mio DM für diese 
Förderungsmaßnahmen ist bescheiden. Sie ist vor 
allem bescheiden im Vergleich zu den Summen, die 
die staatliche Filmpolitik von Bund und Ländern 
bisher für die Filmförderung ausgegeben hat. 

Im Zusammenhang mit der Empfehlung, die bis- 
herigen Bürgschaftsaktionen nach Auslaufen nicht 
mehr fortzusetzen, muß auch darauf hingewiesen 
werden, daß die geforderten 2,5 Mio DM einen 
weit geringeren Betrag als die bisher Jahr für 
Jahr eingetretenen Verluste des Bundes aus den 
Bürgschaftsaktionen darstellen. Die Summe von 
2,5 Mio DM für die hier vorgeschlagenen Film- 
förderungsmaßnahmen ist außerordentlich be- 
scheiden auch im Verhältnis zu dem von Jahr zu 
Jahr sprunghaft ansteigenden Steueraufkommen 
aus der Filmwirtschaft. Allein das Aufkommen 
aus der Vergnügungssteuer stieg von 1950 bis 1951 
von rund 91 Mio DM um 14,7 Mio DM auf 
105,8 Mio DM. 1952 stieg es um weitere 13 Mio DM 
auf 118,6 Mio DM. 1953 betrug das Vergnügungs- 
steueraufkommen in der Bundesrepublik 130 Mio DM 
und 1954 kann mit einem Vergnügungssteuer- 
aufkommen von 140 bis 145 Mio DM gerechnet 
werden. In ähnlicher Progression stiegen auch die 
übrigen Steuereinnahmen aus der Filmwirtschaft. 
Im Jahre 1953 erreichten die Umsatzsteuerleistun- 
gen der deutschen Filmindustrie fast 40 Mio DM, 
so daß das Aufkommen allein aus Vergnü- 
gungs- und Umsatzsteuer mit 170 Mio DM 25 v.H. 
vom Gesamtumsatz der Filmindustrie erreichte. 

Nicht nur die überdurchschnittlichen steuerlichen 
Leistungen der Filmindustrie rechtfertigen den 
2,5 Mio DM-Fonds zur Förderung des künstlerisch 
wertvollen Films. Der Ausschuß hielt die Einrich- 
tung und Ausstattung dieses Fonds mit wenigstens 
diesem Betrag vor allem angesichts des ungeheu- 
ren Einflusses, den der Film auf die Öffentlichkeit 
ausübt, für notwendig. 

Wenn auch der Staat die Freiheit des Filmschaf- 
fens unangetastet lassen muß, so entbindet ihn 
das nicht von gewissen Verpflichtungen, wie er 
sie auch auf anderen Gebieten des öffentlichen 
Lebens übernommen hat oder übernehmen sollte. 
Die nachhaltige Förderung von künstlerisch und 
kulturell wertvollen Leistungen im Filmschaffen, 
das auf die Öffentlichkeit und besonders auf die 
Jugend einen so nachhaltigen Einfluß auszuüben 
imstande ist, erscheint dem Ausschuß nunmehr zu 
einer unausweichlichen Pflicht für Parlament und 
Regierung geworden zu sein. Der Ausschuß ist der 
Meinung, daß die in diesem Antrag vorgeschlage- 
nen Maßnahmen das Niveau des deutschen Films 
besser und schneller steigern werden, als die bis- 
herigen zur Erreichung dieses Ziels wenig geeig- 
neten Verfahren. 
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III. 

Im III. Abschnitt des Antrages wird die Bun- 
desregierung aufgefordert, einige Monate vor Aus- 
laufen der zweiten Bürgschaftsaktion über neue 
von ihr geplante Maßnahmen zur Konsolidierung 
der deutschen Filmproduktion zu berichten. Der 
Ausschuß wollte hier einer Initiative der Bundes- 
regierung nicht vorgreifen, obwohl er sich in sei- 
nen Beratungen lange und ausführlich mit einigen 
der Grundvoraussetzungen für ihm notwendig er- 
scheinende filmpolitische Maßnahmen in der Bun- 
desrepublik befaßte. Dabei taucht als zentrales 
Problem immer wieder eine Neuregelung der 
Filmvergnügungssteuer auf, durch die sehr viele 
der gegenwärtig noch immer bestehenden Unzu- 
länglichkeiten in der deutschen Filmwirtschaft be- 
seitigt werden könnten. Eine Initiative zur Neu- 
regelung der Filmvergnügungssteuer wird der 
Bundesregierung daher im IV. Abschnitt dieses 
Antrages empfohlen. Tatsächlich würde eine bun- 
deseinheitliche Handhabung der Filmvergnügungs- 
steuer viele der gegenwärtigen Schwierigkeiten 
in der deutschen Filmpolitik beheben. Bedauer- 
licherweise ist ein ernsthafter Versuch, diese für 
die deutsche Filmindustrie so entscheidende Frage 
zu diskutieren, auch bei den Beratungen zu der 
kürzlich verabschiedeten Finanzreform nicht ge- 
macht worden. Dies ist um so bedauerlicher, als bei 
dem von Jahr zu Jahr steigenden Ertrag dieser 
Steuer die Bereitschaft der Länder und vor allem 
der an dieser Frage direkt interessierten Vertre- 
ter der Kommunen, sich freiwillig koordinierenden 
Maßnahmen zu unterwerfen, immer geringer wird. 
Einer organischen Entwicklung der deutschen 
Filmwirtschaft wird durch das gegenwärtige Ver- 
gnügungssteuersystem, dem noch Züge des mittel- 
alterlichen Brücken- und Wegezolls anhaften, gro- 
ßer Schaden zugefügt. 

Der Anteil der Vergnügungssteuer am Gesamt- 
umsatz der deutschen Filmindustrie ist von 1950 
bis 1953 allerdings von 21 v. H. auf 19 v. H. zu- 
rück gegangen. Trotzdem sind die Vergnügungs- 
steuersätze immer noch ungesund hoch, sie be- 
tragen fast das 2 V 2 fache der Vergnügungssteuer- 
sätze zwischen den Jahren 1930 und 1944. Eine 
Senkung der heute in der Bundesrepublik üblichen 
Vergnügungssteuersätze um 20 bis 25 v. H. würde 
gerade jenen Betrag von rund 25 Mio DM aus- 
machen, den die deutsche Filmproduktion Jahr für 
Jahr als Defizit ausweisen muß, das, wie der Aus- 
schuß aus den Angaben Sachverständiger schließen 
mußte, im Jahr 1953 noch zu 70 v, H. von der 
öffentlichen Hand getragen werden mußte. Auch 
im Jahr 1954 schätzt man, daß immer noch nahezu 
50 V. H. dieser Verluste aus öffentlichen Mitteln 
gedeckt werden mußten. 

Das auf diesem Gebiet herrschende Mißverhält- 
nis wird besonders deutlich, wenn man feststellt, 
daß zur Zeit die Steuern, die auf einem Film 
lasten, um rund 30 v. H. höher sind, als die Her- 
stellungskosten eines Films. 


Ein Spielfilm, der 800 000 DM kostet, muß, um 
ohne Verlust abzuschließen, heute einen Gesamt- 
umsatz von 3,7 Mio DM erreichen. Von diesen 
3,7 Mio DM entfallen 740 000 DM auf Vergnü- 
gungssteuern und 300 000 DM auf Umsatz- und 
Lohnsteuern. So liegt auf der Hand, daß bei dem 
herrschenden Mißverhältnis von Herstellungs- 
kosten und Vergnügungssteueraufkommen auf der 
Seite der Vergnügungssteuern Korrekturen vor- 
genommen werden müssen, die aber erst möglich 
sind, wenn die Länder sich über eine einheitliche 
Festsetzung und Senkung der Vergnügungssteuer 
einigen oder wenn der Bund das Recht erhält, die 
Höhe der Vergnügungssteuer festzusetzen. 

Der Ausschuß kam bei seinen Beratungen zu der 
Überzeugung, daß die Bundesregierung durch Ver- 
handlungen mit den Ländern möglichst bald eine 
Vereinheitlichung des Vergnügungssteuerwesens 
anstreben sollte. Vor allem aber müßte in solchen 
Verhandlungen erreicht werden, daß die Länder 
sich auf einheitliche und ausreichend große Ver- 
gnügungssteuernachlässe für künstlerisch und kul- 
turell wertvolle Filme einigen. Sollte in Zukunft 
eine solche Einigung nicht zu erzielen sein, dann 
müßten nach Auffassung des Ausschusses allerdings 
der Bundestag und die Bundesregierung über ein 
verfassungsänderndes Gesetz beraten, das dem 
Bund die Verfügung über die Vergnügungssteuer 
gibt und die Gemeinden auf anderem Wege für die 
entstandenen Ausfälle entschädigt. 

Die Bundesregierung wird sich bei der Beratung 
möglicher neuer Hilfsmaßnahmen für die Film- 
produktion auch ernsthaft mit der Frage beschäf- 
tigen müssen, wie lange sie noch glaubt, auf steuer- 
und zolltechnische Maßnahmen zu einer beschei- 
denen Marktbereinigung verzichten zu können. 
Das ausländische Filmangebot auf dem deutschen 
Markt ist Jahr für Jahr unverändert und unge- 
sund groß, insbesondere das amerikanische Ange- 
bot. Das Verhältnis der angebotenen deutschen 
und amerikanischen Filme beträgt 1:5. Dabei 
kann zweifelsfrei festgestellt werden, daß inner- 
halb dieses großen ausländischen Filmangebots 
weit über 100 längst in ihrem Erzeugerland amorti- 
sierte Filme minderer Qualität den deutschen 
Markt belasten. Dabei handelt es sich meist um 
Filme, die zu konkurrenzlosen Bedingungen ange- 
boten werden können, weil, abgesehen von den 
Synchronisationskosten, jede eingespielte Mark ein 
Geschäft bedeutet. Auch wenn durch solche Filme 
minderer Kategorie nur 5 bis 10 v. H. der auf dem 
deutschen Filmmarkt zur Verfügung stehenden 
Termine belegt werden, so würde doch beim Weg- 
fall ein Teil dieser Termine für eine bessere wirt- 
schaftlichere Auswertung der deutschen Produk- 
tion anfallen. 

Auch in diesen wichtigen Fragen wünschte der 
Ausschuß zunächst den zu erwartenden Vorschlä- 
gen der Bundesregierung nicht vorzugreifen. An- 
gesichts der wirtschaftspolitischen Aspekte, die 
sich insbesondere bei einer die Einfuhr von aus- 
ländischen Filmen betreffenden wirksamen Zoll- 
vorlage ergeben würden, beschloß der Ausschuß, 
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dieses Thema aus seinen Erörterungen vorläufig 
auszuklammern und es nach Einbringung eines 
entsprechenden Antrags im Plenum gesondert zu 
beraten. 

Im Abschnitt V des Antrages wird schließlich 
die Bundesregierung aufgefordert, bis spätestens 
28. Februar 1955 ausführlich über den Stand der 
Reprivatisierung der Ufa zu berichten. Bezüglich 
zweier Teilfragen aus diesem Komplex, nämlich 
der Form der Veräußerung der Ufa-Theatergesell- 
schaft und einer dabei vorzunehmenden Berück- 
sichtigung von Ansprüchen ehemals heimatvertrie- 
bener Filmtheaterbesitzer, gelangte der Ausschuß 
zu keiner endgültigen Meinungsbildung. Er empfahl 
beschleunigte Verhandlungen zwischen den Ver- 
tretern der Heimatvertriebenen und dem Ufi- 
Liquidationsausschuß. Hingegen war der Ausschuß 
sich darüber klar, daß mit der Reprivatisierung 
v/eitreichende Entscheidungen für die innere 
Struktur und die künftige Entwicklung der deut- 
schen Filmwirtschaft verbunden sind. Der Aus- 
schuß verzichtete auf eine detaillierte Erörterung 
des gegenwärtigen Standes der Ufa-Reprivatisie- 


rung und hielt es für geboten, vor weiteren Schrit- 
ten den Bericht der Regierung über die praktische 
Ausführung des Gesetzes und die dabei gemachten 
Erfahrungen zu dem im Antrag festgelegten Zeit- 
punkt abzuwarten. 

Der vorliegende Antrag, der auch dem Wirt- 
schaftspolitischen Ausschuß und dem Ausschuß für 
Finanz- und Steuerfragen überwiesen worden war, 
ist von diesen beiden Ausschüssen mitberaten 
worden. Der Ausschuß für Finanz- und Steuer- 
fragen ^ hat keine Änderungsvorschläge gemacht. 
Die Änderungsvorschläge des Wirtschaftspoli- 
tischen Ausschusses haben bei der vorliegenden 
Fassung des Antrages volle Berücksichtigung ge- 
funden. Damit ist der vorliegende Antrag auch 
von den mitberatenden Ausschüssen gebilligt 
worden. 

Bonn, den 26. Januar 1955 

Kahn-Ackermann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

’ 1. bei der gemäß dem Gesetz über die Übernahme von Sicherheits- 

leistungen und Gewährleistungen zur Förderung der deutschen 
Wirtschaft vom 21. Juli 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 471) und dem 
Zweiten Gesetz über die Übernahme von Sicherheitsleistungen und 
Gewährleistungen zur Förderung der deutschen Wirtschaft vom 
9. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. 1 S. 380) durchzuführenden Bürg- 
schaftsaktion zu veranlassen, daß 

1. Bürgschaftszusagen für Filmkredite nur bis zum 31. Dezember 
1955 erteilt werden, 

2. bei der Gewährung von Bürgschaften durch die Bürgschaftsgesell- 
schaft für Filmkredite mbH kulturell wertvolle Filme von allen 
Ressorts stärker als bisher durch Anwendung der §§ 9 Abs. 2 
und 31 der Filmbürgschaftsrichtlinien vom 1. Oktober 1953 ge- 
fördert werden, 

3. die Grundsätze der Freiwilligen Selbstkontrolle der Filmwirt- 
schaft (FSK) unter A II 1, die auf dem Abschnitt 1 des Grundge- 
setzes (Grundrechte) basieren, ausdrücklich zum Bestandteil der 
Bürgschaftsrichtlinien erklärt werden, 

4. auf dem Gebiete des Kulturfilms die bereits in den Richtlinien 
der Bürgschaftsgesellschaft für Filmkredite mbH vom 1. Oktober 
1953 in § 2 Abs. 2 aufgeführten besonderen Bedingungen für 
Kultur- und Dokumentarfilme sofort ausgearbeitet und so zur 
Anwendung gebracht werden, daß dem Kulturfilm der Start im 
Bereich aller drei Sparten der Filmwirtschaft erleichtert wird. 
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5. ein angemessener Anteil der Bürgschaftsmittel zur Verbürgung 
der Herstellung von Kultur- und Dokumentarfilmen (also nicht 
zur mittelbaren Verbürgung gemäß § 51 Abs. 2 Ziff. 5 der Richt- 
linien, sondern unmittelbar gemäß § 2) verwendet wird; 


II, im Haushailt 1955 des Bundesinnenministeriums, Kapitel 0602, 
den Titel 635 „für Auszeichnungen bester Jahresleistungen der 
deutschen Filmproduktion und für sonstige fördernde Maßnahmen 
auf dem Gebiet ^des Filmschaffens und Filmwesens“ von 14 400 DM 
auf 2,5 Mio DM zu erhöhen mit der Maßgabe, 

1. den Bundesfilmpreis für iden besten deutschen Spielfilm mit einer 
Trämie von 300 000 DM, üen zweitbesten Spielfilm mit einer 
Prämie von 150 000 DM, 

den Bundesfilmpreis für ^den besten deutschen Kulturfilm mit 
einer Prämie von 50 000 DM und den zweitbesten Kulturfilm 
mit einer Prämie von 25 000 DM auszustatten, 

2. jedem deutschen Spielfilm, der in Berlin oder auf den anerkann- 
ten Internationalen Filmfestspielen mit Wettbewerb mit einem 
Preis ausgezeichnet wird und jedem deutschen Spielfilm, der von 
der Filmbewertungsstelle der Länder das Prädikat „besonders 
wertvoll“ erhält, eine Prämie von 100 000 DM und jedem deut- 
schen Spielfilm, der das Prädikat „wertvoll“ erhält, eine Prämie 
von 50 000 DM zu gewähren, 

3. jedem deutschen Kulturfilm, der in Berlin oder auf den an- 
erkannten internationalen Filmfestspielen mit Wettbewerb mit 
einem Preis ausgezeichnet wird und jedem deutschen Kulturfilm, 
der von der Filmbewertungsstelle der Länder das Prädikat „be- 
sonders wertvoll“ erhält, eine Prämie von 10 000 DM und jedem 
deutschen Kulturfilm, der mit dem Prädikat „wertvoll“ ausge- 
zeichnet wird, eine Prämie von 5 000 DM zu gewähren, 

4. sofort Verhandlungen mit den Ländern zu führen, um zu errei- 
chen, daß bei der Prädikatisierung von Kulturfilmen und insbe- 
sondere bei dem Prädikat „wertvoll“ strengere Maßstäbe als bis- 
her angelegt werden, 

5. dafür Sorge zu tragen, daß der jeweilige Produzent diese Prämie 
erhält, die zur Förderung des Filmschaffens bestimmt ist, 

6. dafür zu sorgen, daß aus diesem Prämienfonds die Berliner Film- 
festspiele und die Arbeit der Filmclubs, Filmdienste und ähnlicher 
Einrichtungen, der Filmwissenschaft und der Drehbuchautoren 
gefördert werden, 

7. das Nähere bezüglich der Ziffern 1, 2, 3 und 6 durch eine Durch- 
führungsverordnung zu regeln, die von der Bundesregierung nach 
Fühlungnahme mit den Ländern erlassen wird. Die Verordnung 
soll zur Vermeidung einer Überschreitung der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel die Möglichkeit einer Quotierung der 
Prämienbeträge bei angemessenen Sofortzahlungen vorsehen; 


IIL dem Bundestag spätestens bis zum 31. März 1955 zu berichten, 
welche wirtschaftlichen und finanztechnischen Maßnahmen (Steuern, 
Zölle) die Regierung nach Abschluß der Bürgschaftsaktion zu er- 
greifen gedenkt, um die fehlende Rentabilität der deutschen Film- 
produktion sicherzustellen; 
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IV. mit den Regierungen der Länder alle Möglichkeiten zu erörtern, 
um die Maßnahmen des Bundes und der Länder auf dem Gebiet 
des Films in bezug auf steuerliche Erleichterungen im allgemeinen 
und insbesondere für prädikatisierte Filme zu koordinieren; 

V. dem Bundestag bis spätestens 28. Februar 1955 über die bis dahin 
nach dem Gesetz zur Abwicklung und Entflechtung des ehemaligen 
reichseigenen Filmvermögens vom 5. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 276) getroffenen Maßnahmen zu berichten. 


Bonn, den 26. Januar 1955 


Der Ausschuß für Fragen der Presse, 
des Rundfunks und des Films 

Kahn-Ackermann 
Berichterstatter 


Bausch 

Vorsitzender 
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